Amts-Blatt 


der Königl. Preuß. Regierung zu Fraukſurt O. 


Stück 21. Ausgegeben den 22. Mai. 1878. 
b. für ein desgl., unbeladen, 30 Pf., 
Geje: Sammlung. C. für eine Kutſche, einen Kaleſchwagen oder ein an⸗ 
Nr. 20 enthält: (Nr. 8565.) Geſetz, betreffend die deres Reiſefuhrwerk, ſowie für ein landwirthſchaft⸗ 
Feſtſtellung eines Nachtrags zum Staatshaushalts⸗ | liches Fuhrwerk, beladen oder unbeladen, 25 Pf., 
Etat für das Jahr vom 1. April 1878/79. Vom d. für einen Handwagen, Handſchlitten, beladen oder 
13. April 1878. i unbeladen, 15 Pf. 
(Nr. 8566.) Geſetz, betreffend den Forſtdiebſtahl. IV. Von unverladenen Gegenſtänden 
Vom 15. April 1878. wird die Abgabe erhoben, welche die Perſonen, das 


(Nr. 8567.) Ausführungsgeſetz zum Deutſchen Ge⸗ Fuhrwerk oder die Thiere treffen würde, wodurch ſie 
richtsverfaſſungsgeſetz. Vom 24. April 1878. zur Abfahrtsſtelle gebracht worden ſind. Verzögerungen 
een in der Ueberfahrt dürfen hierbei nicht ſtattfinden und 
Tarif, bleiben Hülfeleiſtungen Seitens der Fährpächter beim 
nach welchem das Fährgeld für das Ueberſetzen über Cin- und Ausladen der Vereinbarung mit den Fähr⸗ 
die Oder bei der Pieſe, im Kreiſe Königsberg, Regie⸗ paſſanten vorbehalten. 
rungsbezirk Frankfurt a. O., bis auf Weiteres zu V. Fur das Ueberſetzen zur Nachtzeit, 
erheben iſt. d. h. in der Zeit vom 1. April bis 30. September 
Für das Ueberſetzen wird entrichtet: von Sonnenuntergang bis Sonnenaufgang und in der 
I. Von Perſonen: Zeit vom 1. Oktober bis 31. März von 7 Uhr Abends 
einſchließlich deſſen, was fie tragen, von jeder Perſon bis 6 Uhr Morgens wird das Doppelte der obigen 
8 Pfennige. Sätze erhoben. Für das Ueberſetzen einzelner Perſonen 
Anmerkung. Wer zu einem Fuhrwerk gehört, wofür 25 Pf. 
die Abgabe zu III. gezahlt wird, oder wer Befreiungen. 
Thiere, für welche die Abgabe zu II. a. b. c. Frei überzuſetzen find. 
erhoben wird, reitet, fährt oder treibt, iſt frei. 1. Equipagen und Thiere, welche zu den Hof- 
II. Von Thieren: haltungen des Königlichen Hauſes oder des Fürſtlichen 
a. für Pferde, Maulthiere oder Mauleſel, Eſel oder Geſammthauſes Hohenzollern oder zu den Königlichen 
Rindvieh: Geſtüten gehören. 
y für 1 oder 2 Stück 40 Pf., 2. Kommandirte Milttatrs, einberufene Rekruten, 
2) wenn gleichzeitig Fuhrwerk übergeſetzt wird oder Fuhrwerke oder Thiere, welche der Armee oder den 
wenn gleichzeitig mehr als 2 Thiere der bezeich⸗ Truppen auf dem Marſche angehören, Kriegs⸗Vorſpann 
neten Arten befördert werden, für jedes Stück oder Kriegs⸗Lieferungsfuhren, Pferde, welche auf Grund 
15 Pf., des Kriegsleiſtungsgeſetzes vom 13. Juni 1873 zu und 
b. für Fohlen, Kälber, Schafe, Ziegen, Schweine oder von den Vormuſterungs⸗, Muſterungs⸗ und Aushebungs⸗ 
anderes kleines Vieh, welches frei getrieben oder ge⸗ plätzen gebracht werden, ſowie die Führer derſelben. 
| 
| 


Hrt wird, und zwar: 3. Oeffentliche Beamte und deren Fuhrwerk und 
) von 1 bis 10 Stück zuſammen 30 Pf., Thiere bei Dienſtreiſen, wenn ſie ſich gehörig legitimiren, 
2) in größerer Zahl pro Stück 3 Pf., Steuer⸗ und Polizeibeamte in Uniform auch ohne be⸗ 
o. für Federvieh, welches getrieben wird, pro 10 Stück ſondere Legitimation. 
10 Pf 4. Transporte, die für unmittelbare Rechnung 
des Staates geſchehen. 
5. Die ordentlichen Poſten nebſt deren Beiwagen, 
die auf Koſten des Staats beförderten Couriere und 


Anmerkung. Für Thiere, welche auf einem Fuhr- 
werk oder in einem Tragkorbe oder in einer 
Riepe Übergeſetzt werden, wird kein beſonderes 


Fährgeld entrichtet | Eſtafetten, die von Poſtbeförderung ledig zurückkommen⸗ 
III. Von Fubrwerken: den Poſtfuhrwerke und Poſtpferde, die Briefträger und 
Neben der Abgabe für das Geſpann zu II. die Peſtboten, ingleichen Perſonen ⸗Fuhrwerke, welche 


a. für ein Frachtfuhrwerk, beladen, 40 Pf., durch Privatunternehmer eingerichtet und als Erſatz für 
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ordentliche Poſten ausſchließlich zur Beförderung von 


Reiſenden und deren Effekten und von Poftſendungen 
benutzt werden. 

6. Hülfsfuhren bei Feuersbrünſten und ähnlichen 
Nothſtänden. 

7. Die Familienmitglieder des Rittergutsbeſitzers 
von Pfuel zu Jahnsfelde und die Familienmitglieder 
des Rittergutsbeſitzers von der Marwitz zu Friedersdorf. 

Allgemeine Beſtimmungen. 

1. Wenn ungewöhnliche Naturereigniſſe, wie hoher 
Waſſerſtand, Eisgang, Sturm u. ſ. w. erweislich einen 
außergewöhnlichen Kraft⸗ und Koſtenaufwand erfordern, 
ſo dürfen höhere Vergütungen für die Beförderung bis 
zum Vierfachen der gewöhnlichen Fährgeldſätze gefordert 
werden. 

2. Bei vorhandener Eisbahn, für deren gehörigen 
Zuſtand von den Hebungsberechtigten zu ſorgen ift, 
wird nur die Hälfte der unter I—IV. vorgeſchriebenen 
Sätze bezahlt, wobei ſich etwa ergebende Bruchpfennige 
als ganze Pfennige gerechnet werden. 

Berlin, den 10. April 1878. 

(L. 8.) gez. Wilhelm. 
ggez. Maybach. Hobrecht. 


Auf Grund der von den betheiligten Regierungen 
und Organen des Handelsſtandes erſtatteten Berichte, 
welche ſich für die thunlichſte Förderung des Dampf⸗ 
ſchifffahrtsverkehrs auf den Binnengewäſſern ausſprechen, 
beſtimme ich nunmehr, daß 

1) das Vorfahrrecht bei den Brücken allen Dampf⸗ 
ſchiffen, einſchließlich des etwaigen Anhanges, 

2) das Vorſchleuſerecht auf der Waſſerſtraße von 
Spandau bis zur Elbe allen Dampfſchiffen, ein⸗ 
ſchließlich ihres Anhangs, auf anderen Waſſerſtraßen 
a. ſolchen Schiffen, welche ſich durch Dampfkraft 

ſelbſtſtändig fortbewegen, 

b. ſolchen Schleppzügen, bei welchen das Schlepp⸗ 
ſchiff mit ſeinem Anhange in einer Schleu⸗ 
ſenkammer (bei Kanälen mit Parallelſchleuſen 
in beiden Schleuſenkammern) gleichzeitig 
Platz findet, 

c. ſolchen Dampfſchiffen, einſchließlich ihres An⸗ 
hanges, welche regelmäßige Fahrten auf der 
betreffenden Waſſerſtraße unternehmen, 

zu ertheilen iſt. 

In dem Falle zu 2. ſoll Vorausbeſtimmung der 
Abfahrzeiten nicht ferner Bedingung für die Ertheilung 
des Vorſchleuſerechts ſein. 

Berlin, den 5. April 1878. 

Der Minifter 

für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 

gez. Maybach. 

Bekanntmachung des Ober⸗Präſidenten 

der Provinz Brandenburg. 


Nach §. 5 des Geſetzes vom 27. Februar d. J., 
Maßregeln gegen die Verbreitung der Reblaus betreffend, 
(Gef.⸗Samml. S. 129) ift jeder Eigenthümer oder 


Nutzungsberechtigte verpflichtet, von dem Vorhandenſein 
der Reblaus und von allen verdächtigen Erſcheinungen, 
welche das Vorhandenſein der Reblaus befürchten 
laſſen, der Ortspolizei⸗Behörde unverzüglich Anzeige 
zu machen. 

Im Auftrage des Herrn Miniſters für vie land- 
wirthſchaftlichen Angelegenheiten richte ich hiermit an 
alle Bewohner der Provinz die Aufforderung, in allen 
zu ihrer Kenntniß gelangenden Fällen von dem Vor⸗ 
handenſein der Reblaus und von allen verdächtigen 
Erſcheinungen, welche das Vorhandenſein der Reblaus 
befürchten laſſen, der Ortspolizelbehörde unverzüglich 
Anzeige zu machen. 

Die Ortspollzeibehörden find ihrerſeits verpflichtet, 
in allen zu ihrer Kenntniß gelangenden Fällen einer 
Infektion oder eines Verdachts derſelben unter Angabe 
der zum Grunde liegenden Thatſachen und etwaigen 
Ermittelungen mir, dem unterzeichneten Ober⸗Präſi⸗ 
denten, ungeſäumt und unmittelbar eventuell unter Be⸗ 
nutzung des Telegraphen Anzeige zu machen. 

Nach §. 1 in fine des Geſetzes unterliegen ferner 
alle Rebkulturen der Beaufſichtigung und Unterſuchung 
durch von mir zu ernennende Sachverſtändige. 

Mit Genehmigung des Herrn Minifters für die 
landwirthſchaftlichen Angelegenheiten können aber zu 
vorläufigen Unterſuchungen und in minder wichtigen 
Fällen auch ſolche Perſonen verwendet werden, welche 
ſich durch Abſolvirung eines ſogenannten Reblauskurſus 
bei der Obft⸗ und Weinbau⸗Anſtalt zu Geiſenheim 
oder in dem Inſtitute des Dr. Blankenhorn in Carls⸗ 
ruhe die erforderlichen Kenntniſſe angeeignet haben und 
in der Nähe der vermutheten Anſteckung wohnen. Dem⸗ 
entſprechend qualifizirte Perſonen werden daher gleichzeitig 
hierdurch aufgefordert, behufs ihrer etwaigen Berückſichti⸗ 
gung in vorkommenden Fällen durch Vermittelung der 
Ortspolizeibehörden ein für alle Mal ſich bei mir 
zu melden. 

Im Uebrigen nehme ich Bezug auf die im An⸗ 
ſchluſſe an dieſe Bekanntmachung zum Abdruck gelan⸗ 
gende vorläufige Inſtruktion des Herrn Miniſters für 
die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten vom 6. d. M. 

Potsdam, den 25. April 1878. ' 

Der Königliche Ober⸗Präſident der Provinz 

Brandenburg. 
Wirkliche Geheime Rath v. Jagow. 


Vorläufige Inſtruktion 
zur Ausführung des Geſetzes vom 27. Februar 1878, 
betreffend Maßregeln gegen die Verbreitung der 
Reblaus. ; 

Das Geſetz hat den Zweck, den Weinbau des 
Landes gegen die Verbreitung der Reblaus (Phylloxera 
vastatrix) zu ſchützen, und zwar durch ſolche Maß⸗ 
regeln, welche nach den gemachten Erfahrungen als die 
geeignetſten erſcheinen, um dem weiteren Umſichgreifen 
des Uebels überall, wo es zu Tage tritt, Einhalt zu 
thun. Deshalb ſind die Beſtimmungen des Geſetzes 
fakultativer Natur; daſſelbe nöthigt die Staats⸗Retzie⸗ 
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rung nicht, gewiſſe Anordnungen zu treffen, ſondern 
erthellt derſelben nur die Vollmacht, nach ihrem Er⸗ 
meſſen und unter Berückſichtigung der Entdeckungen, 
welche etwa künftig noch über die Natur des Inſekts, 
über deſſen Einwirkungen auf das Wachsthum der 
Rebe, über die dem Inſekt ſchädlichen oder deſſen Ver⸗ 
mehrung fördernden Einflüſſe, über etwalge Vernich⸗ 
tungsmittel u. ſ. w. gemacht werden, die nöthigen 
Anordnungen zu treffen, um jenen Zweck zu erreichen. 
Die Mittel, welche nach dem jetzigen Stande der 
Wiſſenſchaft und den ſeitherigen Erfahrungen einen Er⸗ 
folg verſprechen und deshalb vorzugsweiſe zur Anwen⸗ 
dung zu bringen ſein werden, ſind im 

9. 1 des Geſetzes näher angegeben. Das hindert 
aber nicht, auch andere Maßregeln zu ergreifen, welche 
in einem gegebenen Falle mehr geeignet ſind, eine Ver⸗ 
ſchleppung der Reblaus zu verhindern, als die im Ge⸗ 
ſetz ausdrücklich hervorgehobenen, oder welche ſich neben 
dieſen und zu deren Unterſtützung beſonders empfehlen. 
Das Geſetz läßt der Staats ⸗ Regierung darin freie 
Hand. Wenn jedoch auf der einen Seite ein ſofortiges 
und energiſches Einſchreiten im Falle der Entdeckung 
eines Reblausheerdes nicht dringend genug anempfohlen 
werden kann, ſo erſcheint es andererſeits nicht ange⸗ 
meſſen, die zu ergreifenden Maßregeln weiter auszu⸗ 
dehnen, als zur Erreichung des Zwecks durchaus erfor⸗ 
derlich iſt. Das gilt insbeſondere von der räumlichen 
Feſtſtellung des Umfanges, welchen das Uebel in einem 
beſtimmten Falle erreicht hat und der Grenzen eines 
Anſteckungsheerdes, auf welchen etwa die Maßregeln zu 
1., 2, und 3. des §. 1 des Geſetzes anzuwenden find. 
Das letztere verſteht unter dem Ausdruck „ein zur 
Rebkultur benutztes Grundſtück“ nicht etwa eine durch 
das Grundbuch, Flurbuch, Kataſter u. ſ. w. beſtimmt 
bezeichnete und begrenzte Grundfläche, ſondern jede that⸗ 
ſaͤchlich mit Reben bepflanzte Bodenfläche, gleichviel 
welchen Umfang dieſelbe hat und wie ſie begrenzt iſt. 
Wird auf einer ſolchen Bodenfläche (Grundſtück oder 
Grundſtückstheil) eine Reblaus⸗Infektion konſtatirt, ſo 
wird zunächſt deren Umfang durch geeignete Sachver⸗ 
ſtändige zu ermitteln und feſtzuſtellen und von dieſen 
auch anzugeben ſein, innerhalb welches den Anſteckungs⸗ 
heerd umfaſſenden, nach ſeiner Breite in Meterzahl zu 
beſtimmenden Gürtels die Anpflanzung oder deren Um⸗ 
gebung als der Anſteckung verdächtig zu erachten iſt. 
Ueber dieſen Gürtel hinaus werden, wenn nicht ganz 
beſondere Gründe dazu vorhanden ſein ſollten, die im 
8. 1 bezeichneten Verbote und Vernichtungs⸗Maßnah⸗ 
men in der Regel nicht auszudehnen ſein. Jedenfalls 
wird das aber geſchehen müſſen, wenn bei ſpäter von 
Zeit zu Zeit zu wiederholenden Reviſionen ſich finden 
ſollte, daß das Uebel ſchon die von den Sachverſtän⸗ 
digen beſtimmten Grenzen überſchritten hat. 

Was insbeſondere das Verbot des Fortſchaffens 
von Reben und Rebtheilen, Pflanzen und Pflanzen⸗ 
theilen (zu 1. des §. 1) betrifft, fo wird inſofern billige 
Rückſicht zu nehmen ſein, daß dem Eigenthümer oder 
Nutznießer die Fortſchaffung oberirdiſcher Früchte, 


verdächtig erklärten Gürtel mit erſtrecken muß. 


namentlich der Weintrauben, nicht zu verbieten ſein 
wird, wobei jedoch ſorgfältig darauf zu achten iſt, daß 
nicht etwa Weinblätter zur Verpackung von Früchten 
benutzt und mit fortgeſchafft werden. Dagegen iſt die 
Fortſchaffung von Weinpfählen und anderen Stäben, 
welche auf infizirtem Terrain benutzt worden ſind, nicht 
zu geſtatten. Ueberhaupt iſt eine ſorgfältige Ueber⸗ 
wachung ſolcher Bodenflächen und Anpflanzungen hin⸗ 
ſichtlich deren ein Fortſchaffungs⸗Verbot ergangen iſt, 
bis zu einer etwa angeordneten Vernichtung zu ver⸗ 
anlaſſen. 3 

Zu 2. des §. 1 wird bemerkt, daß die Vernich⸗ 
tung und Desinfektion ſich nicht allein auf den eigent⸗ 
lichen Heerd der Infektion, ſondern auch auf den als 
Unter 
welchen Umſtänden auch darüber hinaus zugehen, iſt zu 
1. angedeutet. Der Vernichtung mit zu unterwerfen 
ſind die oben bezeichneten Weinpfähle und Stäbe. 
Welche Mittel zur Vernichtung der Anpflanzungen und 
zur Desinfektion des Bodens anzuwenden ſind, iſt von 
den Sachverſtändigen zu beſtimmen. 

Damit aber die finanzielle Ordnung gewahrt 
werde, iſt in jedem Falle von dem zugezogenen Sach⸗ 
verſtändigen ein Ueberſchlag der durch die Vernichtung 
und die Desinfektion entſtehenden Koſten aufzuſtellen 
und vorzulegen. Ueberſtelgen diefe Koſten in dem ein⸗ 
zelnen Fall den Betrag von 500 Mark, ſo iſt unter 
kurzer Angabe des Vernichtungs⸗ und Desinfektions⸗ 
plans die Zuſtimmung des Miniſters einzuholen. Iſt 
der Roftenbetrag geringer, fo bedarf es einer ſolchen 
Zuſtimmung nicht, jedoch ift vor dem Beginn der Arbeit 
eine Anzeige davon unter kurzer Angabe der Verhält⸗ 
niſſe an den Miniſter zu erſtatten. 

Zu 3. wird es, was die Benutzung des desinfi⸗ 
zirten Bodens betrifft, insbeſondere auch darauf ankom⸗ 
men, feſtzuſtellen, wozu die besinfizirte Bodenfläche — 
abgeſehen von der zu unterſagenden Rebkultur — inners 
halb einer zu beſtimmenden Zeitperiode nicht benutzt 
werden darf. Dabei werden insbeſondere alle Wurzel⸗ 
früchte (Kartoffeln, Rüben u. f. w.) auszuſchließen fein, 
weil erfahrungsmäßig die Reblaus fih noch Jahre lang 
an etwa im Boden zurückgebliebenen Rebwurzelſtückchen 
ernährt und fortpflanzt, und dadurch leicht auf die mit 
derartigen Wurzelſtückchen in Berührung kommenden 
Wurzeln anderer Pflanzen, obwohl dieſe nicht Nähr⸗ 
pflanzen der Reblaus ſind, mechaniſch übertragen und 
mit dieſen verſchleppt werden kann. 

Ganz beſonders wird die Beachtung der Schluß⸗ 
beſtimmung des §. 1 des Geſetzes anempfohlen, wonach 
alle Rebkulturen der Beaufſichtigung und Unterſuchung 
durch vom Ober⸗Präſidenten zu ernennende Sachver⸗ 
ſtändige unterliegen. Es ſind vornehmlich die zu einem 
Handelsbetriebe gehörigen Rebſchulen, auf welche beſon⸗ 
dere Aufmerffamfeit zu verwenden ift; es ift nothwen⸗ 
dig, dieſelben von Zeit zu Zeit einer Revlſion zu unter⸗ 
werfen. Daſſelbe gilt von denjenigen Rebkulturen und 

Orten, an denen eine Reblaus⸗Anſteckung konſtatirt 
worden iſt, auch wenn eine Vernichtung und Des⸗ 
28* 
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infektion bereits ſtattgefunden hat. Es wird jedoch ge⸗ 
nügen, wenn derartige Reviſionen jährlich einmal zu 
angemeſſener Jahreszeit vorgenommen werden, ſofern 
nicht etwa beſondere Veranlaſſungen eine frühzeitigere 
Wiederholung nothwendig erſcheinen laſſen. 

Zu F. 2 des Geſetzes. Bei der Schlußbeſtimmung 
dieſes Paragraphen hat man den Fall im Auge gehabt, 
wenn der Ortspolizeibeamte — etwa bei einer Beſich⸗ 
tigung an Ort und Stelle — das im §. 1 zu 1. des 
Geſetzes gedachte Verbot auf Grund des $. 3 daſelbſt 
auszuſprechen für nöthig findet, weil vielleicht von einem 


infizirten Orte aus ſoeben eine Verſendung ſtattfinden 
In 


ſoll, welche die Anſteckung zu verbreiten droht. 
einem ſolchen Falle könnten vielleicht Zeit oder Ort die 
ſofortige Ausfertigung eines ſchriftlichen Befehls nicht 
geſtatten, weshalb eine ſofortige mündliche Anordnung 
geboten erſcheint aber auch von Wirkſamkeit fein fol. 
Deren ungeſäumte ſchriftliche Wiederholung aber em⸗ 
pfiehlt fich. 

Zu F. 3 wird nochmals darauf hingewieſen, daß 
die Ausnahme ⸗Beſtimmung dieſes Paragraphen fih 
ausſchließlich auf die im Sinne der Nr. 1 des §. 1 
des Geſetzes zu treffenden Anordnungen, nicht aber auf 
ſonſtige nach §. 1 zu treffende Maßregeln bezieht. 
Derartige vorläufige Anordnungen ſind in wirklich 
dringenden Fällen, wie ein ſolcher in der voraufgegan⸗ 
genen Bemerkung zum H. 2 beiſpielsweiſe angeführt 
worden, von der Ortspolizeibehörde auszuſprechen und 
dann ſofort dem Ober⸗Präſidenten unmittelbar anzu⸗ 
zeigen, welcher das Weitere nach Maßgabe des Geſetzes 
veranlaſſen wird. Ob in einem ſolchen Falle der defi⸗ 
nitiven Beſchlußnahme noch eine ſachverſtändige Unter⸗ 
ſuchung voraufzugehen hat, hängt von dem Ermeſſen 
des Ober ⸗Präſidenten ab. In allen Fällen ift die 
größtmögliche Energie und Beſchleunigung zu beobachten. 
Dleſe letztere wird insbeſondere 

Zu S. 4 für den Fall einer Reklamation gegen 
eine vom Ober⸗Präſidenten verfügte Vernichtung und 
Desinfektion dringend anempfohlen. Zu dem, dem 
Miniſter Behufs der Beſchlußnahme über die Rekla⸗ 
mation einzureichenden Material gehören u. a. das 
Gutachten des betreffenden Sachverſtändigen über die 
Nothwendigkeit der Vernichtung ꝛc., ſowie über die Art 
der Ausführung des vom Ober⸗Präſidenten gefaßten 
Beſchluſſes, ferner eine überſchlägige Berechnung der 
dadurch entſtehenden Koſten (ſiehe oben zu 2 des 8. 1) 
und endlich bei nicht ganz einfachen räumlichen Ver⸗ 
hältniſſen eine Skizze der örtlichen Lage und des Um⸗ 
fanges der zu desinfizirenden Bodenfläche unter Angabe 
der Maße und ſpezieller Bezeichnung des oben erwähnten 
verdächtigen Gürtels beizufügen. 

Der Miniſter behält ſich vor, in einem ſolchen 
Falle je nach den obwaltenden Umſtänden eine noch⸗ 


malige örtliche Unterſuchung durch von ihm zu ernen⸗ 


nende Sachverſtändige anzuordnen. 
Zu 8. 5. Die Ortspolizeibehörden find anzu⸗ 
weiſen, in allen zu ihrer Kenntniß gelangenden Fällen 


I 


einer Infektion oder eines Verdachts derſelben unter 
Angabe der zum Grunde liegenden Thatſachen und 
etwaigen Ermittelungen dem Ober⸗Präſidenten unge⸗ 
ſäumt und unmittelbar eventuell unter Benutzung des 
Telegraphen Anzeige zu machen, worauf der Ober⸗ 
Präſident ſofort das Weitere veranlaſſen wird. Geht 
eine ſolche Anzeige von einer Privatperſon beim Ober⸗ 
Präſidenten ein, ſo wird derſelbe je nach den obwalten⸗ 
den Umſtänden und den angeführten Thatſachen darüber 
zu beſchließen haben, ob in der Sache zunächſt noch 
weitere Ermittelungen eventuell in welchem Umfange 
anzuſtellen ſeien. 

Die Feſtſetzungen im 

8. 6 des Geſetzes geben zu der Beſtimmung An- 
laß, daß bei Ausführung angeordneter Vernichtungen 
und Desinfektionen mit aller Vorſicht und mit Spar⸗ 
ſamkeit — ſoweit ſie unbeſchadet des Zweckes ausführ⸗ 
bar — zu Werke zu gehen ift- Sind Entſchädigungs⸗ 
Anſprüche zu erwarten, fo ift vor der Vernichtung 
unter Zuziehung des etwaigen Entſchädigungs⸗Berech⸗ 
tigten der Thatbeſtand hinſichtlich der Grundlagen der 
Entſchädigung möglichſt genau feſtzuſtellen und je nach 
den Umſtänden ein Abkommen über die zu gewährende 
Entſchädigung — ſelbſtverſtändlich unter Vorbehalt der 
Genehmigung des Miniſters — nach billigen Grund⸗ 
ſätzen zu treffen. 

Dabei kommt es beſonders darauf an, daß im 
Falle ſpäteren Entſtehens eines Rechtsſtreites die fakti⸗ 
ſchen Unterlagen für die vom Richter etwa feſtzuſetzende 
Entſchädigung und für deren Höhe nicht fehlen. 

Sobald dieſe Ermittelungen ſtattgefunden haben 
und der Beſchädigte feine Anſprüche beſtimmt formulirt 
hat, ſind die betreffenden Verhandlungen dem Miniſter 
Behufs der nach dem Schlußſatz dieſes Paragraphen zu 
erlaſſenden Verfügung einzureichen, wobei in allen Fällen 
anzuzeigen iſt, ob der Beſchädigte nicht etwa durch 
Zuwiderhandeln gegen die Beſtimmung im §. 5 des 
Geſetzes den Anſpruch auf Entſchädigung verloren hat. 

Eine weitere Ergänzung dieſer Inſtruktion bleibt 
vorbehalten. 

Berlin, den 6. April 1878. 

Der Minifter 

für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten. 

gez. Friedenthal. 


Verordnungen und Bekanntmachungen 
der Königlichen Regierung. 


(1) Beim: Löfchen eines am 2. Mat cr. im Ja⸗ 
gen Nr. 115 der Oberförſterei Regenthin ausgebrochenen 
Waldbrandes haben die Eigenthümer Braatz und Zan⸗ 
der aus Regenthiner Theerofen fih ſehr bereitwillig 
und thätig bewieſen, was hierdurch lobend zur allge⸗ 
meinen Kenntniß gebracht wird. 

Frankfurt a. O., den 13. Mai 1878. 

Königliche Regierung; 
Abtheilung für direkte Steuern, Domainen und Forſten. 
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Bekanntmachung des Königlichen 
Provinzial⸗Steuer⸗Direktors. 


(1) Der Bundesrath hat in der Sitzung vom 
25. März d. J. — §. 197 der Protokolle — auf den 
Antrag des Ausſchuſſes für Zell⸗ und Steuerweſen in 
Betreff der Herſtellung von Wermuthpulver zur Dena⸗ 
turirung von Salz (Nr. 49 der Druckſachen) nach⸗ 
ſtehende Beſchlüſſe gefaßt: 
Vom 1. Januar 1879 ab iſt zur Denaturirung 
von Salz nur ſolches Wermuthpulver zuzulaſſen, 
deſſen Bereitung nach Maßgabe der nachſtehen⸗ 
den Beſtimmungen ſteueramtlich überwacht, deſſen 
Identität bis zum Augenblicke der Verwendung 
durch amtlichen Verſchluß feſtgehalten und bei 
deſſen Verwendung ſeit der Einlagerung des 
rohen Krauts ein Zeitraum von zwei Jahren 
noch nicht verfloſſen iſt. 
2) Bis zu dem 1. Januar 1879 dürfen die auf den 
Salzwerken vorhandenen Beſtände von Wermuth- 
pulver zur Verwendung gelangen. 
3) Zur Denaturirung des Salzes kann anſtatt der 
unter Nr. 2 A. a. der Beſtimmungen vom 21. 
Juni 1872 (5. 392 der Prot. des Bundes⸗ 
raths) vorgeſchriebenen Menge von ½ Prozent, 
eine ſolche von nur / Prozent des Gewichts 
des Salzes an Wermuthpulver verwendet wer⸗ 
den, ſofern daſſelbe den unter Nr. 1 bezeichneten 
Anforderungen entſpricht. Zugleich iſt das Ein⸗ 
verſtändniß ausgeſprochen, daß die in Ziffer 3 
der Beſchlüſſe zugeſtandene Erleichterung nur 
verſuchsweiſe eingeführt und zurückgenommen 
werden ſoll, wenn weitere Erfahrungen die Be⸗ 
ſorgniß von Mißbräuchen begründen ſollten. 
Berlin, den 16. April 1878. 
Der Finanz⸗Miniſter. 
Im Auftrage: gez. Haſſelbach. 
An den Königlichen Provinzlal⸗Steuer⸗Direktor, Wirt: 
lichen Geheimen Ober⸗Finanzrath Herrn Hellwig. 
Hochwohlgeboren hier. III. 4343. 


Beſtimmungen 
betreffend die Herſtellung von Wermuthpulver zur 
l Denaturirung von Salz. 

1. Wer Wermuthpulver zur Denaturirung von 
Salz mit dem Anſpruche auf Ertheilung des ſteuer⸗ 
amtlichen Zeugniſſes über deſſen Reinheit und Brauch⸗ 
barkeit herſtellen will, hat bei der Direktivbehörde, in 
deren Bezirk die Herſtellung erfolgen ſoll, einen Zuſage⸗ 
ſchein nachzuſuchen. 

2. Der Zuſageſchein wird in der Regel nur dann 
ertheilt, wenn die Fabrikanlage am Sitze einer Steuer⸗ 
ſtelle fih befindet. Die Ertheilung erfolgt widerruflich 
und unter der Bedingung, daß der Unternehmer 
fih protokollariſch den nachfolgenden Beſtimmungen 
unterwirft. 

3. Der Unternehmer iſt verpflichtet: 

a. nach näherer Anordnung der Direktivbehörde die 

Lagerräume für das Rohmaterial und das fertige 


anderer Stoffe (Pflanzen, Erde u. ſ. w.) 


Pulver, ſowie die Fabrikationsräume (Dörran⸗ 

lage, Mahlwerk u. ſ. w.) verſchlußfähig und der⸗ 

art überſichtlich herzuſtellen, daß eine ſichernde 

Aufſicht über den Betrieb geübt werden kann, — 

auch die erwähnten Räume in dieſem durch 

Zeichnung und Beſchreibung feſtzuſtellenden Zu⸗ 

ſtande zu erhalten; 

b. einen nach dem Ermeſſen der Steuerbehörde 
geeigneten Raum zum Aufenthalt für die Steuer⸗ 
beamten und zur Verrichtung ihrer Arbeiten, 
ſowie die erforderlichen Einrichtungsgegenſtände 
und Wiegevorrichtungen zu gewähren und zu 
unterhalten und die hierdurch, ſowle ducch die 
ſteuerliche Ueberwachung der Anlage erwachſenden 
Koſten in dem von der Steuerbehörde feſtzu⸗ 
ſetzenden Betrage zu tragen und auf Erfordern 
dafür Sicherheit zu beſtellen. 
4. Die Aufbewahrungsräume für das Roh⸗ 

material und das fertige Pulver ſtehen ununterbrochen, 
die Fabrikationsräume während der Zeit, in welcher 
nicht gearbeitet wird, unter amtlichem Verſchluſſe durch 
Kunſtſchlöſſer. So lange Wermuthkraut oder Wermuth⸗ 
pulver in den Aufbewahrungsräumen ſich befindet, dür⸗ 
fen in dieſen, und ſo lange die Herſtellung ſolchen 
Pulvers betrieben wird, auch in den übrigen Räumen 
der Anlage keine anderen Stoffe, als das von der 
Steuerbehörde zugelaſſene Wermuthkraut und die Fa⸗ 
brikate aus demſelben ſich befinden. 

5. Der Unternehmer hat der Steuerſtelle, zu 
deren Bezirk die Anlage gehört, bezüglich jeder zur 
Verarbeitung beſtimmten Poſt Wermuthkraut anzu⸗ 
melden: 

a. die Zeit des Bezuges, Namen und Wohnort 
des Lieferanten; 

b. Zahl und Zeichen der Kolli und deren Gewicht; 

c. die Zeit des Beginns und der vorausſichtlichen 
Beendigung der Verarbeitung, — ſofern eine 
Poſt nicht auf einmal zur Verarbeitung gelangt 
— auch das Gewicht der Theilpoſt. 

6. Bevor Wermuthkraut in die Gewerbsräume 
aufgenommen werden darf, muß daſſelbe einer ſorg⸗ 
fältigen amtlichen Prüfung unterworfen werden; die 
Prüfung erſtreckt fih auf den Inhalt aller Koll! und 
iſt nach Maßgabe der von der Direktivbehörde zu er⸗ 
theilenden Anleitung darauf zu richten, daß die Waare 
in nicht zerkleinertem, echtem, unverdorbenem, insbeſon⸗ 
dere nicht entöltem Wermuthkraut ohne Beimiſchung 
beſteht und 
in jeder Beziehung zur Herſtellung eines wirkſamen 
Denaturirungs mittels geeignet iſt. Soweit thunlich, 
hat ein Oberbeamter an der Prüfung theilzunehmen. 

In Zweifelsfällen kann die Direktivbehörde auf 
Koſten des Unternehmers techniſche Unterſuchung durch 
Sachverſtändige anordnen. 

Wermuthkraut, welches den Anforderungen nicht 
entſpricht, iſt zurückzuweiſen. Der Befund iſt auf der 


Anmeldung zu beſcheinigen und das Kraut von der 
Prüfung ab unter amtlichem Verſchluß zu halten. 
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7. Jede Poſt iſt von den anderen geſondert zu 
lagern und gelangt, ſoweit die Steuerſtelle nicht Aus⸗ 
nahmen zuläßt, nach der Zeitfolge der Einlagerung zur 
Verarbeitung, die unter ununterbrochener amtlicher Auf⸗ 
ſicht zu erfolgen hat. 


In Bezug auf das Maß der Zerkleinerung muß 


das Pulver einem vom Reichskanzleramt feſtzuſtellenden 
Muſter entſprechen. 
Das gewonnene Pulver tft, nach erfolgter Prü⸗ 


fung und Verwiegung in verſchlußfähige und bezeichnete 


Fäſſer zu verpacken und in dem Lager geſondert von 
anderen Poſten niederzulegen. 


Ueber das Gewicht des gewonnenen Pulvers, ſowie 
Zahl, Zeichen, Brutto⸗ und Nettogewicht der Fäſſer, 


in die daſſelbe verpackt iſt, iſt der Steuerſtelle eine mit 
der Beſcheinigung des überwachenden Steuerbeamten 
verſehene Anmeldung zu übergeben. 

Die Verſendung von Wermuthpulver zu Dena⸗ 
turirungszwecken iſt unter Nachweiſung der Beſtellung 
der Steuerſtelle anzumelden. Dieſelbe legt die zu ver⸗ 
ſeudenden Fäſſer unter Verſchluß und ertheilt auf die 


Steuerſtelle, in deren Bezirk die Verwendung erfolgen 


ſoll, einen Transportſchein nach einem gegebenen Muſter. 

Der Unternehmer hat ſich auf der Anmeldung zu 
verpflichten, die Waare in unverändertem Zuſtande 
während der geſtellten Friſt dem Empfangsamt mit dem 
Transportſchein bei Vermeidung einer Konventional⸗ 
ſtrafe vorzuführen, welche von der Direktivbehörde bis 
10 Mark für jeden Zentner des Bruttogewichts feſtge⸗ 
ſetzt werden kann. 

Das Empfangsamt hat die Uebereinſtimmung des 
Transports mit dem Transportſchein zu prüfen. Er⸗ 
geben ſich Verſchlußverletzungen, ſo iſt die Verwendung 
des Inhalts der betreffenden Fäſſer zur Denaturirung 
in der Regel nicht zu geſtatten. Aus nahmsweiſe kann 
die Direktivbehörde die Verwendung deſſelben zulaſſen, 
ſofern die angeſtellten Ermittelungen die Ueberzeugung 
gewähren, daß die Verſchlußverletzung durch Zufall her- 
beigeführt und der Inhalt unverändert geblieben. 

9. Auf vorherige Anmeldung kann der Unterneh⸗ 
mer Wermuthpulver auch zu anderen als Denaturirungs⸗ 
zwecken in ganzen Fäſſern entnehmen. Eine amtliche 
Beſcheinigung für daſſelbe darf nicht ertheilt werden. 

Wermuthkraut, ſowie Wermuthpulver, ſeit deſſen 
Einlagerung mehr als zwei Jahre verfloſſen ſind, ſind 
aus dem Lager zu entfernen. 

10. Der Unternehmer hat die Einſicht der den 
Bezug des Wermuthkrauts und den Abſatz des daraus 
gefertigten Pulvers betreffenden Schriften und Ge⸗ 
ſchäftsbücher den Oberbeamten der Steuerverwaltung 
jederzeit zu geſtatten. i 

11. Bei Zuwiderhandlungen gegen die vorſtehen⸗ 


den Vorſchriften und die Anordnungen der Steuer⸗ 


behörde, mögen dieſe Zuwiderhandlungen von dem Unter⸗ 
nehmer felbft oder von feinen Familienmitgliedern, Dienern, 
Lehrlingen, Gewerbegehülfen oder Geſinde begangen ſein, 
unterwirft ſich der Unternehmer einer von der Direk⸗ 


tivbehöͤrde unter Ausſchluß des Rechtsweges feſtzuſetzen⸗ 
den Konventionalſtrafe bis zu einhundert Mark. 

12. Die näheren Anordnungen über die ſteuer⸗ 
liche Beaufſichtigung der Anlagen, das Verfahren bei 
den Anmeldungen und die Form derſelben, die Be⸗ 
handlung der Transporte beim Empfangsamte, die 
Regiſterführung, die Dlenſtanweiſungen für die bethei⸗ 
ligten Beamten u. ſ. w. erläßt die oberſte Landes⸗ 
Finanzbehörde. 

Auf Grund des Erlaſſes des Herrn Finanz⸗Mi⸗ 
niſters III. 4343 vom 16. April d. J. zur öffentlichen 


Kenntniß gebracht. 


Berlin, den 4. Mai 1878. 
Der Provinzial - Steuer < Direktor. 
In Vertretung: Schulz. 
(2) Anmeldung der mit Zabad bepflanzten Grundſtücke. 
Wer Fünf und achtzig und mehr Quadratmeter 
mit Zabad bepflanzt, ift nach §. 3 des Geſetzes vom 


26. Mai 1868 verpflichtet, vor Ablauf des Monats 


Juli der Steuerſtelle, in deren Bezirk die wit Taback 


bepflanzten Ländereien liegen, ſolche einzeln nach ihrer 


Lage und Größe in Ar und Quadratmeter genau 
und wahrhaft ſchriftlich anzugeben. 
Diejenigen, welche Taback bauen, werden unter 


Hinweis auf den §. 10 des oben erwähnten Geſetzes 


erinnert, diefer Verpflichtung rechtzeitig nachzukommen. 

Gleichzeitig wird darauf aufmerkſam gemacht, daß 
Bepflanzungen mit Taback, welche ſpäter als bis Ende 
Juli erfolgen, bevor ſolche ſtattfinden, bei der bes 
treffenden Amtsſtelle angemeldet werden müſſen. 

Zugleich wird den Tabackspflanzern empfohlen, 
ſofern ſie der Größe ihrer Tabackspflanzungen nicht 
gewiß ſind, ſich derſelben vor der Anmeldung gehörig 
zu verſichern. i 

Die Steuerſtellen haben über jede ihnen gemachte 
Anmeldung eine Beſcheinigung zu ertheilen; die Inha⸗ 
ber von Tabacksland werden daher, wenn ſie die An⸗ 
meldung nicht perſönlich abgeben, wohlthun, ſich jene 
Beſcheinigung behändigen zu laſſen, damit ſie Ueber⸗ 
zeugung erhalten, daß die Anmeldung auch richtig ge⸗ 
ſchehen ſei. 

Berlin, den 11. Mai 1878. 

Der Provinzial⸗Steuer⸗Direltor. 
Hellwig. 


Bekanntmachungen der Königlichen 
Direktion der Oſtbahn. 


(J) Preußiſch Saͤchſiſcher Eiſenbahn⸗Ver⸗ 
band. Zu den beſonderen Beſtimmungen und zu den 
Tarifheften 1, 2 und 3 des Preußiſch⸗Sächſiſchen Ver⸗ 
band⸗Gütertarifs vom 1. Mal 1878 iſt je ein Anhang 
herausgegeben worden. Dieſelben enthalten Ergänzun⸗ 
gen und Berichtigungen der Tarifhefte, ſowie ermäßigte 
Frachtſätze für den Transport von Salz ꝛc. ab Halle 
nach Stationen der Oberſchleſiſchen und Märkiſch⸗Po⸗ 
ſener Bahn. ja 

Soweit Exemplare des Preußiſch⸗Söächſiſchen Ver⸗ 
band⸗Gütertarifs reſp. einzelner Tarifhefte deſſelben fet 
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tens des Publikums käuflich bezogen worden find, wers 
den auf Wunſch die erſchlenenen Anhänge von den 
Verbandſtatlonen unentgeltlich abgegeben werden. 
Bromberg, den 4. Mai 1878. 
Königliche Direktion der Oſtbahn, 
als geſchäftsführende Verwaltung des Preußiſch⸗Säch⸗ 
ſiſchen Eiſenbahn⸗Verbandes. 

(2) Vom 15. Mai d. J. ab bis auf Weiteres 
werden zum Beſuche der Weltausſtellung in Paris 
Retour⸗Billets der I., II. und III. Wagenklaſſe nach 
Berlin zu ermäßigten Preiſen und unter Gewährung 
von 25 Kilogramm Freigepäck mit 30tägiger Giltigkeit 
für alle fahrplanmäßigen Züge von den Oſtbahnſtatio⸗ 


nen Kreuz, Schneidemühl, Bromberg, Warlubien, Ko⸗ 


nitz, Dirſchau, Danzig lege Thor, Elbing, Königsberg, 


Inſterburg, Eydtkuhnen, Korſchen, Osterode, Dt.⸗Eylau | 


und Thorn ausgegeben, mit der Maßgabe, daß zu 
einem jeden derartigen Billet zugleich eins der für die 
Strecke von Berlin nach Paris und zurück auf die 
Dauer von 20 Tagen geltenden, Seitens der Potsdam⸗ 
Magdeburger Bahn via Potsdam, Elberfeld, Aachen 
und der Magdeburg⸗Halberſtädter Bahn via Stendal⸗ 
Köln⸗Aachen verausgabten Billets I., II./I., II. und 
III. Klaſſe zugelöſt werden muß. 

Die Ueberfuhr in Berlin von und nach den be⸗ 
treffenden Anſchlußbahnhöfen iſt in den Billetpreiſen 
jedoch nicht miteinbegriffen. 

Eine Fahrtunterbrechung auf Oſtbahn⸗Zwiſchen⸗ 
ftationen iſt weder auf der Hin⸗ noch Rücktour geſtat⸗ 


ein Aufenthalt von verhältnißmäßiger Dauer, ſoweit 


einerſelts die 2Otägige Gültigkeit der Retour⸗Billets 
Berlin⸗Paris, andererſeits die 30tägige der Oſtbahn⸗ 


Retour⸗Billets nicht beeinträchtigt würde. Die Hin- 
und Rückreiſe zwiſchen Berlin und Paris, darf auf 


der Route via Potsdam⸗Magdeburg in Aachen, auf 


derjenigen über Stendal⸗Lehrte in Köln unterbrochen 
werden. 

Vor Antritt der Weiterreiſe von Berlin find den 
Billet⸗Expeditlonen der dortigen bezüglichen Anſchluß⸗ 
bahnen die Billets Berlin- Paris zur Abſtempelung 
vorzulegen. 

Die Fahrpreiſe und näheren Bedingungen find 
auf ſämmtlichen Oſtbahn⸗Stationen und Halteſtellen 
zu erfahren. 

Bromberg, den 9. Mai 1878. 

Königliche Direktion der Oftbahn. 

(3) Zum Tarif für den direkten Perſonen⸗ und 
Gepäck⸗Verkehr zwiſchen den Stationen Landsberg a. W., 
Bromberg, Danzig⸗lege⸗Thor, Elbing und Königsberg 
L Pr. der Königlichen Oſtbahn einerſeits und den 
Stationen Potsdam und Magdeburg der Berlin⸗Pots⸗ 
dam⸗Magdeburger Eiſenbahn andererſeits vom 1. April 
1876 iſt der Nachtrag 2 herausgegeben worden. Nach 
demſelben kommen die im Deutſchen Eiſenbahn⸗Verein 
vereinbarten Tarifbeſtimmungen für die Beförderung von 
Extrafahrten, von Salon⸗, Perſonen⸗, Kranken- und 


beſonderen Gepäckwagen auch im oben bezeichneten Ver⸗ 
kehre zur Anwendung. ! 

Näheres ift auf vorgenannten Verbandsſtatlonen 
zu erfahren. 

Bromberg, den 10. Mai 1878. 

Königliche Direktion der Oſtbahn. 

(4) Im Verkehre mit Hoppegarten ſind fortan 
folgende Entfernungen zur Frachtberechnung für Pferde 
maßgebend: 

1) Strecke Berlin⸗Hoppegarten 17 Kilometer, 
2) Strecke Neuenhagen⸗ Hoppegarten 2 Kilometer. 

Näheres ift auf ſämmtlichen Oſtbahn⸗Statienen 
zu erfahren. 

Bromberg, den 12. Mai 1878. 

Königliche Direktion der Oſtbahn. 

(5) Freitag vor Pfingſten, am 7. Juni d. J. 
werden zwei Extrazüge nach Berlin, der eine von 
Bromberg (Abfahrt 9 Uhr 57 Min. Vormittags), der 
andere von Königsberg (Abfahrt 6 Uhr Nachmittags) 
mit Perſonenbeförderung in II. und III. Wagenklaſſe 
zu ermäßigten Fahrpreiſen abgelaſſen werden. 

Zu dieſen Extrazügen werden auch auf den Sta⸗ 
tionen der Strecken Eydtkuhnen⸗Königsberg, Inſterburg⸗ 
Thorn⸗Bromberg und Neufahrwaſſer⸗Dirſchau⸗Brom⸗ 
berg direkte Extrazug⸗Billets unter denſelben Vergün⸗ 


ſtigungen verkauft werden. 


Die beſonderen Bedingungen für dieſe Extrazüge, 
ſowie der Gang derfelben find aus den auf allen Sta- 
tionen ausgehängten Bekanntmachungen und Fahr⸗ 


tet, dagegen in Berlin, je bei der Hin- reſp. Rückreiſe plänen zu erſehen. 


Bromberg, den 14. Mat 1878. 
Köntgliche Direktion der Oſtbahn. 
(6) Für diejenigen Thiere und Maſchinen, welche 
auf der am 24. Mai d. J. in Nordhauſen ſtattfinden⸗ 
den Provinzial⸗Schafſchau, Geflügel⸗, Hundes und Ma⸗ 
ſchinen⸗Ausſtellung ausgeſtellt werden und unverkauft 
bleiben, wird auf den Königlichen Staats⸗ und unter 
Staats⸗Verwaltung ſtehenden Privatbahnen eine Trans⸗ 
portbegünſtigung in der Art gewährt, daß für den Hin⸗ 
transport die volle tarifmäßige Fracht berechnet wird, 
der Rücktransport auf derſelben Route an den Ausa 
ſteller aber frachtfrei erfolgt, wenn durch Vorlage des 
Originalfrachtbriefes für die Hintour, ſowie durch eine 
Beſcheinigung des Ausſtellungs⸗Comitee's nachgewieſen 
wird, daß die Gegenſtände ꝛc. ausgeſtellt geweſen aber 
unverkauft geblieben ſind und wenn der Rücktransport 
innerhalb 14 Tagen nach Schluß der Ausſtellung 
ſtattfindet. y" 
Bromberg, ben 15. Mat 1878. 
Königliche Direktion der Oftbahn. 


Bekanntmachung der Königlichen 
Direktion der Niederſchleſiſch⸗Märkiſchen 
Eiſenbahn. 

(1) Transport⸗Begünſtigungen für Aus- 
ſtellungs⸗Gegenſtände. Für dieſenigen Thlere und 
Maſchinen, welche auf der am 24. d. Mts. in Nord⸗ 
Haufen ftattfindenden Provinzial⸗Schafſchau, Geflügel⸗, 


Hunde⸗ und Maſchinen⸗Ausſtellung ausgeſtellt werden 


und unverkauft bleiben, wird auf den Staats⸗ und 
unter Staats⸗Verwaltung ſtehenden Privatbahnen eine 
Transportbegünſtigung in der Art gewährt, daß, während 
für den Hintransport die volle tarifmäßige Fracht be⸗ 
rechnet wird, der Rücktransport auf derſelben Route 
an den Ausſteller frachtfrei erfolgt, wenn durch Vor⸗ 
lage des Originalfrachtbriefes für die Hintour, ſowie 
durch eine Beſcheinigung des Ausſtellungs⸗Comitee s 
nachgewieſen wird, daß die Gegenſtände ıc. ausgeſtellt 


geweſen und unverkauft geblieben ſind, und wenn der 


Rücktransport innerhalb 14 Tagen 
Ausſtellung ſtattfindet. 
Berlin, den 10. Mai 1878. 
Königliche Direktion 
der Niederſchleſiſch⸗Märkiſchen Eiſenbahn. 
(2) Vom 15. v. Mts. an tritt zum Lokaltarif 
der Königlichen Niederſchleſiſch⸗Märkiſchen⸗, Halle⸗ 
Sorau⸗Gubener⸗ und Berliner Nord⸗Eiſenbahn für die 
Beförderung von Leichen, Equipagen und anderen Fahr⸗ 
zeugen, ſowie von lebenden Thieren, vom 1. Juli 1877 
ein Nachtrag III. in Kraft, welcher Abänderungen und 
Ergänzungen des Tarifs, insbeſonders ermäßigte Fracht⸗ 
ſätze für Pferde und ſonſtiges Vieh in Wagenladungen 
auf der Berliner Nordbahn enthält und bei den Güter⸗ 
und Gepäck⸗Expeditionen der genannten Bahnen einge⸗ 
ſehen werden kann. 
Berlin, den 10. Mai 1878. 
Königliche Direktion 
der Niederſchleſiſch⸗Märkiſchen Eifenbahn. 
(3) Die im Nachtrage 22 zum Bremen- reſp. 


nach Schluß der 


Hamburg⸗Schleſiſchen Verband⸗Tarife vom 1. Oktober 


1873 feſtgeſetzte Tarifirung des Artikels „Chiliſalpeter, 


roher“ findet fortan auch Anwendung auf die gleiche 
Relation im Tarife vom 1. März 1871 für den direk⸗ 


ten Güterverkehr zwiſchen Stationen der Königlichen 
Niederſchleſiſch⸗Märkiſchen Eiſenbahn einerſeits und 
Stationen der Berlin⸗Hamburger, ſowie Station Liebeck 
der Lübeck⸗Büchener Eiſenbahn andererſeits. 
Berlin, den 13. Mai 1878. 
Königliche Direktion 
der Niederſchleſiſch⸗Märkiſchen Eiſenbahn. 
(4) Vom 25. d. Mts. an werden auf unſeren 


Stationen Frankfurt a. O., Uenig und Breslau (N.⸗M. 
und O.⸗S. Bahnhof) während der Dauer der Pariſer 
Weltausſtellung Retour-Billets I., II. und III. Wa iy 


genklaſſe mit 2Otägiger Gültigkeit nach Berlin — gültig 
für alle Züge mit entſprechender Wagenklaſſe — an 
diejenigen Reiſenden ausgegeben, welche gleichzeitig bei 
den Billetkaſſen der genannten Stationen ein Retour⸗ 
billet der entſprechenden Wagenklaſſe Berlin⸗Paris — 
gleichfalls 20 Tage gültig — via Potsdam = Elberfeld 
oder Stendal⸗Cöln löſen. x 

Dieſe Billets, und zwar ſowohl diejenigen bis 
Berlin als auch diejenigen ab Berlin berechtigen zur 
Mitnahme von 25 Kilogramm Gepäckfreigewicht; das 
Gepäck wird jedoch ab Frankfurt a. O., Liegnitz und 
Breslau, ſowie ab Paris nur bis Berlin direkt expedirt. 


Für die Ueberführung der Perſon ſelbſt, ſowie des Ge⸗ 
päcks in Berlin vom Niederſchleſiſch⸗Märkiſchen nach 
dem Potsdamer reſp. Lehrter Bahnhofe und umgekehrt, 
ſowie für die Weiterexpedirung des Gepäcks in Berlin 
haben die Reiſenden zu ſorgen. 

Die Billets ab Berlin werden auf der Löſungs⸗ 
ſtation nicht abgeſtempelt, müſſen vielmehr vor der Ab⸗ 
fahrt in Berlin der Billet⸗Expedition der betreffenden 
Bahn zur Abſtempelung vorgelegt werden. 

Vor Antritt der Rückfahrt müſſen die Billets nach 
Frankfurt a. O., Liegnitz und Breslau bei der Billet⸗ 
Expedition Berlin N.⸗M. abgeſtempelt werden. 

Die Billetpreiſe betragen: 
I. II. III. 


Breslau — Berlin 44,6 M. 33,0 M. 23,3 M. 
Liegnitz — Berlin 35,9 26,6 18,6 „ 
Frankfurt a. O.— Berlin 11,1 8,3 „5,9 
Berlin — Paris „151,7 111,3 795 
und außerdem: 
Berlin — Paris II. /I. Kaffe 
öftlich von Aachen reſp. Cöln II. Kl. 125, M 
weſtlich von Aachen reſp. Cöln I. Kl 
Berlin, den 14. Mat 1878. 
Königliche Direktion 
der Niederſchleſiſch⸗Märkiſchen Eiſenbahn. 


Bekanntmachung 
der Königlichen Eiſenbahn⸗Commiſſion 
der Halle Sorau⸗Gubener Eiſenbahn. 


Vom 15. Mat er. ab findet der geſammte Per⸗ 
ſonen⸗, Gepäck⸗, Eilgut⸗ und Güter⸗Expeditionsdienſt 
der dieſſeitigen Station Dobrilugk auf Station Dobri- 
lugk⸗Kirchhain der Berlin⸗Dresdener Eiſenbahn ſeine 
Abfertigung, was wir hiermit zur öffentlichen Kennt⸗ 


niß bringen. 
Halle a. S., im Mai 1878. 
Königliche Eiſenbahn⸗Commiſſion. 
Dr. Hochheimer. 


Bekanntmachung 
des Kaiſerlichen Ober⸗Poſt⸗Direktors. 


Am 15. Mai d. Js. werden in Jeßnitz i. 
L. und Dühringshof, R.⸗Bez. Frankfurt a. Oder, mit 
den bez. Ortspoſtanſtalten vereinigte Telegraphen⸗Be⸗ 
triebsſtellen mit beſchränktem Tagesdienſt eröffnet. 
Frankfurt a. O., den 13. Mai 1878. 
Der Kaiſerliche Ober⸗Poſtdirektor. 


Perſonal⸗Chronik. 


(1) Im Kreiſe Lebus ſind ernannt worden: A. 
zu Amtsvorſtehern: 1. der bisherige Stellvertreter Guts⸗ 
beſitzer Wenborne zu Biegen für den 5. Amtsbezirk 

(Biegen); 2. der bisherige Stellvertreter Inſpektor 
Klitſch zu Alt⸗Podelzig für den 34. Amtsbezirk (Podelzig). 
B. zu Stellvertretern des Amtsvorſtehers: 1. der Wirth⸗ 
ſchafts⸗Inſpektor Schultze zu Markendorf für den 4. 
Amtsbezirk (Lichtenberg); 2. der Gutsbeſitzer Schoch zu 
Pillgram für den 5. Amtsbezirk (Biegen); 3. der 
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Wirthſchafts⸗Inſpektor Scheibner zu Clieſtow für den 23) Emil Hoffmann prodſſorſſch zum 4. Lehrer in 


9. Amtsbezirk (Clieſtow); 4. der Fabrikdirektor Winchen⸗ 
bach zu Alt⸗Podelzig für den 34. Amtsbezirk (Podelzig). 
(2) Im Kreiſe Oſt⸗Sternberg ift der Forſtkaſſen⸗ 
Rendant Brandt zu Alt⸗Limmritz zum Stellvertreter 
des Amtsvorſtehers für den 5. Amtsbezirk (Alt⸗Limm⸗ 
rig) ernannt worden. 
3 Nachweiſung 


der im Monat April cr. erfolgten Berufungen in Lehrer 


reſp. Küſter⸗ und Lehrerſtellen. 

1) Kaſtenbein definitiv zum 12. Lehrer in Königs⸗ 
berg i. N., Ephorie Königsberg I.; 2) Guſtav Schön⸗ 
gart definitiv zum Elementarlehrer in Forſt, Ephorie 
Forſt; 3) Hermann Partke definitiv zum Rektor in 
Sonnenburg, Ephorie Sonnenburg; 4) Ernſt Conrad 


definitiv zum Lehrer an der Mädchenſchule in Lands⸗ 


berg a. W., Ephorie Landsberg a. W.; 5) Hermann 
Landsberg definitiv zum Lehrer an der Knaben⸗Volks⸗ 
ſchule in Landsberg a. W., Ephorie Landsberg a. W.; 
6) Ernſt Hausdoerfer definitiv zum Küſter und Lehrer 
in Wardin, Ephorie Arnswalde; 7) Friedrich Wilhelm 
Scraback definitiv zum Küſter und Lehrer in Compten⸗ 
dorf, Ephorie Cottbus II.; 8) Louis Hinze definitiv 
zum Küſter und Lehrer in Pyrehne, Ephorie Landsberg 
a. W. II.; 9) Friedrich Wilhelm Poſſin definitiv zum 
Lehrer in Hampſhire, Ephorie Sonnenburg; 10) Eduard 
Guſtav Buchholtz definitiv zum Rektor in Finſterwalde, 
Ephorle Dobrilugk; 11) E. Kieckbach definitiv zum 
Reltor in Vietz, Ephorie Landsberg a. W.; 12) Carl 
Kühn definitiv zum Lehrer an der Volksſchule in Sorau, 
Ephorie Sorau; 13) Hermann Kloaß proviſoriſch zum 
Lehrer in Wallwitz, Ephorje Guben II.; 14) Guſtav 
Kraeutlein proviſoriſch zum Rektor in Zehden, Ephorie 
Königsberg I.; 15) Otto Schumann proviſoriſch zum 
Küſter und Lehrer in Gieſenaue, Ephorie Landsberg 
a. W.; 16) Franz Geſche proviſoriſch zum Küſter und 
Lehrer in Hammer, Ephorie Friedeberg i. N.; 17) Ernſt 
Kopſch proviſoriſch zum 2. Lehrer in Kunzendorf, Epho⸗ 
rie Gorau; 18) Albert Hauſchkatz proviſoriſch zum Küſter 
und Lehrer in Petershagen, Ephorie Frankfurt a. O. I.; 
19) Wilhelm Raſchke proviſoriſch zum Lehrer in Cob⸗ 


beln, Ephorie Guben I.; 20) Ferdinand Lenz proviſo⸗ 


riſch zum Rektor der höheren Töchterſchule in Cüſtrin, 


Ephorie Cüſtrin; 21) Fritz Briſch proviſoriſch zum 
Lehrer an der Volksſchule in Sorau, Ephorle Sorau; 
22) Friedrich Carl Werblow proviſoriſch zum 4. Kna⸗ 


benlehrer in Letſchin, Ephorie Frankfurt a. O. II.; 


Berge, Ephorie Forſt; 24) Reinhold Dane proviſoriſch 

Re 5 — in Fürſtenberg a. O., Ephorie Guben; 

25) Reinhold Wolter proviſoriſch zum 2. Lehrer in 

Niemaſchkleba, Ephorie Guben II. 

(4) Nachweiſung 

der im Bezirke des Königlichen Appellationsgerichts zu 

Frankfurt a. O. im Mont April 1878 verpflichteten 
Schiedsmänner. 

Für den 8. Amtsbezirk der Stadt Frankfurt a. O., 
Kreis Frankfurt a. O., der Rentier Wilhelm Rehfeld 
in Frankfurt a. O.; für den 11. ländlichen Amtsbezirk 
des Kreiſes Guben der Mühlenbeſitzer Julius Paulig in 
Starzeddel; für den Amtsbezirk des öſtlichen Theils der 
Stadt Finfterwalde, Kreis Luckau, der Kaufmann Fric- 
drich Wittke in Finſterwalde:; für den 13. ländlichen 
Amtsbezirk des Kreiſes Landsberg a. W. der Schulze 
Auguſt Melzer in Neuendorf; für den 4. ländlichen 
Amtsbezirk des Kreiſes Eroſſen der Bauer und Schöffe 
Gottlieb Wishoeth in Göhren. 


Vermiſchtes. 


(1) Die Lehrerſtelle in Haaſow, Diszeſe Cottbus, 
Collatur der von Schoening’fchen Stiftung, ift durch 
den Tod ihres ſeitherigen Inhabers erledigt worden. 
Geeignete Bewerber K fih unter Vorlegung ihrer 

eugniſſe bei uns melden. i 
S Pint a. O., den 13. Mai 1878. 
Königliche Regierung; 
Abtheilung für Kirchen⸗ und Schulweſen. 
Bekanntmachung. Bacre 

Gemäß §. 1 des Geſetzes vom 14. April 1856, 
betreffend die Landgemeinde⸗Verfaſſungen ꝛc. wird hier⸗ 
durch zur öffentlichen Kenntniß gebracht, daß von uns 
auf Grund des 8. 40 Nr. 2 des Geſetzes, betreffend 
die Zuſtändigkeit der Verwaltungs⸗Behörden zc. vom 
26. Juli 1876 die Einverleibung der 0,0018 Hektar 
großen fiskaliſchen Dorfauen⸗Parzelle zu Biegen, welche 
der Bauergutsbeſitzer Erdmann Schilzke zu Biegen zu 
erwerben beabſichtigt, in den Gemeindeverband zu Bie⸗ 
gen genehmigt worden iſt. 

Seelow, den 10. Mai 1878. 

Der Kreis⸗Ausſchuß des Kreiſes Lebus. 
von der Marwitz. 
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